
Dossier 
Aussagen der AfD zum Sozialbereich
Von Andreas Kemper, Universität Münster

Inhaltsverzeichnis

1  Einleitung  ............................................................................................................................................................  1
2  Positionierungen der AfD  ................................................................................................................................  2
	 2.1  Soziale Sicherungssysteme  .................................................................................................................................  3
	  	    Rente  ...................................................................................................................................................................  3
		  Arbeitslosigkeit  ................................................................................................................................................  3
		  Kranken- und Pflegeversicherung  ............................................................................................................  3
		  Qualitative Bevölkerungspolitik  .................................................................................................................  3
	 2.2  Migration / Aufnahme Geflüchteter  ................................................................................................................  4
	 2.3  Geschlechter- / Familienpolitik  .........................................................................................................................  4
	 2.4  Menschen mit Behinderung  ...............................................................................................................................  5
	 2.5  Universelle Geltung von Menschenrechten  ..................................................................................................  5
3  Einzelnachweise  .................................................................................................................................................  7
4  Weiterführende Literatur zur faschistischen Positionierung des Höcke-Flügels  .................................  7

1

1  Einleitung

In diesem Dossier sind Aussagen aus den Partei-
programmen der Alternative für Deutschland (AfD)
und von deren Funktionär/-innen dahingehend 
überprüft worden, ob sie mit den Kernthemen des 
Paritätischen in Konflikt geraten könnten. Folgt man 
der Aussage der Journalisten Melanie Amann, nach 
der sich die Erklärung für die Entstehung der AfD „im 
Keller Thilo Sarrazins“ befänden – gemeint sind die 
Aktenordner mit Zusprüchen zu Sarrazins Thesen 
–, so würde diese nahe legen, dass die der AfD zu-
grunde liegenden ideologischen Positionierungen 
und Forderungen denen des Paritätischen konträr 
gegenüber stehen. Denn Sarrazin hatte in „Der neue 
Tugendterror“ vierzehn Forderungen nach sozialer 
Gleichheit als „Tugend-terror“ abgelehnt und statt-
dessen bspw. gefordert, das Kindergeld für alle 
durch eine Pauschalauszahlung von 50.000 Euro für 
wenige „erbintelligente“ Mütter im Studium zu erset-
zen.

Dieses Dossier überprüft den durch Sarrazins Zu-
spruch evozierten Verdacht, dass auch die AfD von 
gruppenbezogenen Ungleichwertigkeiten ausgeht 
und das gesellschaftliche System zugunsten privile-

gierter Gruppen umgestalten möchte. Vorangegan-
gene Untersuchungen lassen es sinnvoll erscheinen, 
bei der AfD von drei ideologischen Strömungen 
der gruppenbezogenen Ungleichwertigkeit aus-
zugehen: Nationallibertarismus, Antisäkularismus, 
Faschismus. Diese drei Strömungen können für die 
AfD wie folgt definiert werden:

Unter „Nationallibertarismus“ ist eine Ideologie zu 
verstehen, die einen Marktradikalismus (radikale 
Steuersenkungen, Privatisierungen von Bildung, 
Staatseigentum, Gesundheitswesen, Rente, etc.) 
mit nationalkonservativen Ideen (Patriotismus, Ge-
schlechterkonservatismus / Familismus, preußische 
Tugenden) verbindet. Diese Strömung forciert vor 
allem mehr Ungleichheit zwischen den sogenannten 
„Leistungsträgern“ und den sogenannten „Leistungs-
empfängern“. Antidiskriminierungsgesetze und  
-maßnahmen werden als unzulässige Eingriffe in das 
Marktgeschehen abgelehnt. Vertreter/-innen dieser 
Strömung sind bspw. Konrad Adam (Vorsitzender 
der Desiderius-Erasmus-Stiftung der AfD, Mitgrün-
der und ehem. Vorsitzender der AfD), Jörg Meuthen 
(Vorsitzender der AfD), Sven Tritschler (Vorsitzender 
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der Jungen Alternative (Jugendverband der AfD)), 
Alice Weidel (AfD Bundesvorstand).

Antisäkulare Strömungen sind bestrebt, den Säku-
larisierungsprozess der bürgerlichen Gesellschaft 
zu stoppen und umzukehren. Relevant sind hier 
vor allem christlich-fundamentalistische  (Ultra- 
katholizismus, Evangelikalismus) und aristokra-
tische bzw. reichsbürgerliche Gruppen. Diese Strö-
mung ist hauptsächlich familistisch orientiert. Diese 
antisäkluare Strömung setzt sich insbesondere für 
eine Privilegierung geschlechterkonservativer Kon-
zeptionen ein und lehnt bspw. Abtreibung und die 
Gleichbehandlung von hetero- und homosexuellen 
Orientierungen ab, die sie als „Gender-Wahn“ bzw. 
„Genderismus“ brandmarkt. Relevant sind hier die 
Gruppe „Christen in der AfD“ / „Pforzheimer Kreis“ 
und das Netzwerk der stellvertretenden AfD-Vorsit-
zenden Beatrix von Storch „Zivile Koalition“.

Faschistische Strömungen in der AfD arbeiten mit 
dem „Volksgemeinschaftskonzept“ und sehen die AfD 
vor allem als „fundamentaloppositionelle Bewegungs-
partei“. Sie propagieren einen rechten Kulturkampf 
(„Metapolitik“), um so den „totalen Triumph“, den 
„vollständigen Sieg“ zu erringen. Es wird massiv auf 
die Rhetorik des Nationalsozialismus zurückgegrif-
fen und der Zustand des Widerstandsrechts nach §20 
Abs. 4 gegen den „Volksverrat“ der „Kanzlerdiktatorin“ 
proklamiert. Neben der zentralen rassistischen Stoß-
richtung für eine Privilegierung von „Biodeutschen“ 
gegenüber „Nicht-Biodeutschen“ wird auch im be-
völkerungsbiologischer / populationsökologischer 
Argumentation „Genderwahn“ bekämpft und ver-
sprochen, „Gendermainstream aus den Schulen und 
Hochschulen zu vertreiben“. Relevante Gruppierungen 
dieser Richtung sind die Erfurter Resolution und die 
Patriotische Plattform.

2  Positionierungen der AfD

2.1  Soziale Sicherungssysteme

Im AfD-Grundsatzprogramm (AfD-Programmkom-
mission 2016) finden sich unter anderem folgende 
nationallibertäre Forderungen:

1.	 Einkommenssteuer-Stufentarif (das „Kirchhoff-
sche Modell“?) (ebd.:74)

2.	 Familiensplitting einführen (ebd.)

3.	 Steuer- und Abgabenbremse in die Verfassung 
aufnehmen (ebd.)

4.	 Banken- und Steuergeheimnis wieder einführen 
(ebd.:75)

5.	 Vermögens- und Erbschaftssteuer abschaffen, 
Gewerbesteuer überprüfen (ebd.)

6.	 Keine Steuerharmonisierung auf europäischer 
Ebene (ebd.)

7.	 Rettungsprogramme für überschuldete Kom-
munen und Länder verbieten (ebd.:76)

Das Stufentarif-Modell (1) wird nicht weiter ausge-
führt. Da die AfD sich aber wiederholt auf das Stufen-
modell von Paul Kirchhoff bezogen hat, ist hier von 
einem ähnlichem Modell auszugehen. Dies würde 
die Einkommensungleichheit noch weiter vergrö-
ßern. Steuerausfälle würde das Familiensplitting-
Modell (2) mit sich bringen, da bspw. eine Familie mit 
zwei Erwachsenen und vier Kindern erst ab ca. 6500 
Euro Einkommenssteuern zahlen müsste. Familien 
mit geringem Einkommen würden hiervon nicht pro-
fitieren, im Gegenteil, sie hätten letztlich unter den 
Steuerausfällen zu leiden, da diese Einsparungen auf 
der Ausgabenseite zur Folge hätte. Mit der Abschaf-
fung der Erbschafts- und Gewerbesteuer (5) kämen 
weitere erhebliche Steuerausfälle hinzu, begünstigt 
wären wiederum privilegierte Gruppen. Zudem will 
die AfD die maximale Abgabequote auf maximal den 
derzeitigen Ist-Zustand einfrieren, in dem eine „Steu-
erbremse“ in die Verfassung verankert wird (3). Die 
AfD will Schulden abbauen und keine weiteren zu-
lassen und auch Rettungsprogramme für überschul-
dete Kommunen und Länder verbieten (7). Mit den 
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Forderungen „Banken- und Steuergeheimnis wieder 
einführen“ (4) und „keine Steuerharmonisierung auf 
europäischer Ebene“(6) wird die Kapitalflucht erleich-
tert, was zusätzliche Steuerausfälle zur Folge hätte.

Obschon die AfD Maßnahmen gegen Kapitalflucht 
bekämpft, arbeitet sie mit dem Argument der po-
tentiellen Kapitalflucht, so bspw. Jörg Meuthen in ei-
ner Rede im Landesparlament Baden-Württemberg. 
In dieser Rede zur kompletten Abschaffung der Erb-
schaftssteuer beschimpfte der AfD-Vorsitzende Jörg 
Meuthen die Befürworter einer Erbschaftssteuer als 
„neosozialistischen Sozialkleptokraten“, zu denen er 
auch die CDU zählte. Man würde eine „sozialdemago-
gische Linie“ fahren und an die „niedrigsten Instinkte, 
an den Neid“ appellieren. „Soziale Gerechtigkeit“ sei 
ein „Wieselwort“ einer „egalitären Kampfrhetorik“. 
Die Erbschaftssteuer begünstige die Kapitalflucht 
und sei „massiv leistungsfeindlich“. Auf Kosten „na-
türlicher familiärer Solidarität“, die „die Keimzelle un-
serer Gesellschaft darstelle“, werde ein „konsumptives 
Verhalten“ gefördert. Die „Apologeten der Erbschafts-
steuer“ seien „kurzsichtig“, „sozialdemagogisch nivel-
lierungssüchtig und neidzerfressen“. (Meuthen 2016)

Trotz dieser neoliberalen Grundausrichtung gibt 
sich die AfD im Leitantrag zum Bundeswahlpro-
gramm 2017 sozial – zumindest der „biodeutschen“ 
Bevölkerung gegenüber.

Rente
„Die AfD fordert, die Rente zukünftig bei Erreichen einer 
klar definierten anrechenbaren Lebensarbeitszeit statt, 
wie bisher vom Lebensalter abhängig, zu gewähren.“ 
(AfD Programmkommission 2017)

Diese Forderung heißt, dass eine Rente erst dann 
ausgezahlt wird, wenn eine bestimmte Zahl von Jah-
ren gearbeitet worden ist. Wer also nur 35 Jahre ge-
arbeitet haben sollte, erhält keine Rente, wenn die 
Grenze bei 45 Jahren Lebensarbeitszeit liegen sollte.

Weiter heißt es:
„Erziehungszeiten müssen deshalb eine dieser Leistung 
angemessene Rentenerhöhung der Eltern zur Folge ha-
ben.“ (ebd.:49)

Auch hier werden keine Zahlen genannt. Der Satz 
kann auch dahingehend interpretiert werden, dass 

Menschen, die weniger Erziehungszeiten erbracht 
haben, absolut weniger Rente erhalten. Die „ange-
messene Rentenerhöhung“ könnte nämlich bei einer 
allgemeinen Rentenabsenkung zu einem Nullsum-
menspiel werden. Die AfD schreibt selber: „Die jün-
geren Generationen der Beitragszahler werden diese fi-
nanzielle Verpflichtung nicht alleine schultern können. 
Es wird daher notwendig sein, die staatlichen Transfer-
zahlungen aus allgemeinen Steuermitteln an die Ren-
tenversicherung erheblich zu erhöhen, um die Beiträge 
der arbeitenden Menschen in erträglichen Grenzen zu 
halten.“(ebd.:50) Diese Steuermittel möchte die AfD 
allerdings erheblich senken. Relevant scheint auch 
hier vorrangig die Differenzierung zwischen ver-
schiedenen Gruppen zu sein.

Arbeitslosigkeit
„Die AfD setzt sich [...] bei einer Vorbeschäftigung von 
mindestens zehn Jahren für eine längere Bezugsdauer 
von Arbeitslosengeld 1 ein und für höhere Arbeitslo-
sengeld-2-Leistungen, sofern diese im Anschluss da-
ran zu gewähren sind.“ (AfD Programmkommission 
2017:51)

Hier fällt ebenfalls auf, dass die AfD keine konkreten 
Zahlen nennt. Relevant scheint die Differenzierung 
zwischen Arbeitslosen zu sein, nicht die absolute 
Verbesserung: „Dies ist ein Gebot der Gerechtigkeit, 
um unterschiedliche Erwerbsbiographien bei Arbeits-
losigkeit auch differenziert zu behandeln.“(ebd.) „Hö-
herere Arbeitslosengeld-2-Leistungen“ muss also nicht 
„absolut höher“ heißen, sondern kann auch „relativ 
zu der anderen Gruppe höher“ heißen.

Kranken- und Pflegeversicherung
Die AfD setzt sich dafür ein, dass der Arbeitgeber-
anteil bei der Kranken- und Pflegeversicherung wie-
der angehoben und damit paritätisch zum Arbeit-
nehmeranteil wird. (ebd.)

Qualitative Bevölkerungspolitik
Die Familienpolitik der AfD folgt dem Leitbild einer 
qualitativen Bevölkerungspolitik, die fordert, dass 
mehr (‚bio‘-)deutsche Kinder aus „bildungsnahen, 
mittleren Einkommensschichten“ geboren werden 
sollen:

•	 „Den demografischen Fehlentwicklungen in 
Deutschland muss entgegengewirkt werden. Die 
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volkswirtschaftlich nicht tragfähige und konflikt-
trächtige Masseneinwanderung ist dafür kein 
geeignetes Mittel. Vielmehr muss mittels einer ak-
tivierenden Familienpolitik eine höhere Geburten-
rate der einheimischen Bevölkerung als mittel- und 
langfristig einzig tragfähige Lösung erreicht wer-
den.“ (AfD Programmkommission 2016:41)

•	 „Insbesondere muss es auch in den bildungsnahen, 
mittleren Einkommensschichten wieder möglich 
sein, zukunftsgerichtet für eine große Familie zu 
sorgen, ohne sich dabei einem Armutsrisiko auszu-
setzen.“ (ebd.:42)

2.2  Migration / Aufnahme Geflüchteter

Ein Schwerpunktthema der AfD ist die Positionie-
rung gegen die so genannte „Völkerdurchmischung“ 
(Frauke Petry). Die AfD zeigt sich in verschiedenen 
Bereichen deutlich nationalistisch, was auch rassi-
stische Einstellungen mehrerer AfD-Funktionär/-in-
nen einschließt.

Im Grundsatzprogramm finden sich folgende 
Punkte:

•	 Deutsche Kultur, Sprache und Identität erhalten 
(AfD Programmkommission.: 47)

•	 „Die Ideologie des Multikulturalismus, die impor-
tierte kulturelle Strömungen auf geschichtsblinde 
Weise der einheimischen Kultur gleichstellt und de-
ren Werte damit zutiefst relativiert, betrachtet die 
AfD als ernste Bedrohung für den sozialen Frieden 
und für den Fortbestand der Nation als kulturelle 
Einheit“ (ebd.)

•	 „Die aktuelle Verengung der deutschen Erinne-
rungskultur auf die Zeit des Nationalsozialismus 
ist zugunsten einer erweiterten Geschichtsbetrach-
tung aufzubrechen, die auch die positiven, identi-
tätsstiftenden Aspekte deutscher Geschichte mit 
umfasst.“ (ebd.: 48)

•	 „Individuelles Grundrecht auf Asyl abschaffen“ 
(ebd.: 60)

•	 „Der Islam gehört nicht zu Deutschland” (ebd.: 49)

•	 „Sachleistungen statt Geldleistungen“ (AfD Pro-
grammkommission 2017:27)

•	 Zäune an den Grenzen (ebd.)

•	 Kein Familiennachzug (ebd.)

•	 „Die Zugehörigkeit zu ausländischen Terrororgani-
sationen führt zum Verlust der deutschen Staats-
angehörigkeit und zwar auch dann, wenn Staa-
tenlosigkeit eintritt.“ (ebd.: 29)

Im Leitantrag des Bundesprogramms wurde die For-
derung von Björn Höcke aufgenommen: „Wir brau-
chen über mehrere Jahre diesbezüglich eine Minus-
zuwanderung von mindestens 200.000 Personen pro 
Jahr“. Diese wurde nach der Kritik durch die Presse 
umgehend geändert. Aktuell findet sich nur noch 
die Forderung „Minuszuwanderung“ ohne konkrete 
Zahl. (AfD Programmkommission 2017.:26)

2.3  Geschlechter- / Familienpolitik

Im Grundsatzprogramm der AfD finden sich fol-
gende geschlechterbezogenen Punkte:

•	 Aktivierende Familienpolitik  (Alternative für 
Deutschland 2016: 41)

•	 Qualitative Bevölkerungspolitik (ebd.: 41f.)

•	 Traditionelle Geschlechterrollen bewahren 
(ebd.:41)

•	 Keine „Gender-Indoktrination“ an Schulen 
(ebd.:54)

•	 Gender-Forschung an Hochschulen abschaffen 
(ebd.:52)

Björn Höcke und André Poggenburg erwarten, dass 
die Hochschulen von den „Genderisten“ befreit wer-
den: „Für Thüringen verspreche ich euch das, und ich 
hoffe, dass wir das auch in all den anderen Ländern 
praktizieren können: Wir werden diese Geisteskrank-
heit mit Namen Gender Mainstreaming aus unseren 
Schulen, aus unseren Universitäten vertreiben.“ (Höcke 
2014)
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Zur selben Thematik verlas Poggenburg 2017 ein 
Skript im Landtag Sachsen-Anhalts. „Linksextreme 
Lumpen müssen von deutschen Hochschulen verbannt 
werden.“ verkündete er dort und „statt eines Studien-
platzes sollten die Studenten lieber praktischer Arbeit 
zugeführt werden“ Er fügte hinzu: „Helfen sie dabei, 
die Wucherung am deutschen Volkskörper endgültig 
loszuwerden.“ (MDR Sachsen-Anhalt 2017)

In einem Flugblatt der Jungen Alternative Frankfurt 
a.M. wurden die Studierenden dazu aufgerufen, „ex-
tremistische“ Dozierende (also solche, die sich für 
Gender-Mainstreaming  einsetzen) bei der Jungen 
Alternative zu melden. Zugleich wurde angekündi-
gt, solche Seminare dann „verstärkt zu frequentieren“. 
(Junge Alternative 2016)

2.4  Menschen mit Behinderung

In den Programmen der AfD wird Inklusion rigoros 
abgelehnt. Es geht hier nicht nur um eine Kritik an 
einer schlechten Umsetzung von Inklusion, sondern 
um die Ablehnung des Inklusionsgedankes:

•	 „Die ideologisch motivierte Inklusion „um jeden 
Preis“ verursacht erhebliche Kosten und hemmt 
behinderte wie nicht behinderte Schüler in ihrem 
Lernerfolg. Die AfD setzt sich deshalb für den Er-
halt der Förder- und Sonderschulen ein.“ (AfD Pro-
grammkommission 2016:54)

•	 „Die AfD wird das rot-grüne Inklusionskonzept als 
ideologischen Irrweg stoppen! Inklusion schadet 
Kindern sowohl mit als auch ohne besonderem 
Förderbedarf.“ (AfD Programmkommission NRW 
2017: 11)

Im geleakten AfD-Grundsatzprogrammentwurf von 
2016 hieß es: „Nicht therapierbare Alkohol- und dro-
genabhängige sowie psychisch kranke Täter, von de-
nen erhebliche Gefahren für die Allgemeinheit auszu-
gehen, sind nicht in psychiatrischen Krankenhäusern, 
sondern in der Sicherungsverwahrung unterzubrin-
gen.“ (AfD Programmkommission 2016a)

Konrad Adam kritisierte 2006 in der WELT, Sozialpoli-
tiker hätten „dafür gesorgt, daß die Anspruchsberech-
tigten, die ihre Hand aufhalten, mittlerweile genauso 

kopfstark sind wie die Gruppe derer, die alle diese Hän-
de füllen sollen. 38 Millionen Erwerbstätigen stehen 
rund 20 Millionen Rentner und Pensionäre, 8 Millionen 
Behinderte, 6 oder 7 Millionen Arbeitslose und 2 Millio-
nen Studenten gegenüber: Leute, die es als ihr gottge-
wolltes Recht betrachten, von dem zu leben, was ande-
re für sie aufbringen müssen.“ (Adam 2006b)

Die AfD Baden-Württemberg fordert die Abschaf-
fung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) (AfD Baden-Württemberg 2015).

2.5  Universelle Geltung von Menschenrechten

Im Grundsatzprogramm der AfD finden sich proble-
matische Bezüge zur universellen Geltung von Men-
schenrechten:

•	 „Sicherheitspolitischer Befreiungsschlag”: „System-
wechsel hin zu” „Ausländerbehörden, Polizei und 
Strafverfolgung” (AfD Programmkommission 
2016: 24)

•	 Strafmündigkeitsalter auf zwölf Jahre senken 
(ebd.:25)

•	 Keine „verengte” „Erinnerungskultur auf die Zeit 
des Nationalsozialismus” (ebd.:48)

Menschenrechts- und demokratiefeindliche Bestre-
bungen finden sich in allen drei Ungleichheitsideo-
logien der AfD. Innerhalb der nationallibertären/ne-
oliberalen Strömung gibt es immer wieder Stimmen, 
die ihren Unmut gegen das allgemeine Wahlrecht 
Luft machen. 

Angriffe auf die Menschenrechte drohen durch ei-
nen neoliberale „Nützlichkeitsrassismus“ in der AfD. 
Verschiedene Funktionäre der AfD stellten das Ver-
sammlungsrecht von Nicht-Deutschen in Deutsch-
land in Frage, weil dies angeblich kein Menschen-
recht, sondern nur ein Bürgerrecht sei. (Storch, 
Höcke) Ein zentraler Vordenker des Neoliberalismus, 
Friedrich-August von Hajek, hatte bereits in den 
1960er Jahren formuliert, man könne so argumen-
tieren, dass man den Menschen, die Geld vom Staat 
erhalten, das Wahlrecht entzöge. Diese Argumenta-
tion griff Konrad Adam in der WELT im Oktober 2006 
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wieder auf und verwies auf die Geschichte. Das all-
gemeine Wahlrecht sei kein Fortschritt, weil es dazu 
führe, dass die „Passiven“ die „Aktiven“ mit ihrem 
Wahlrecht bremsen würden (Adam 2006b). 

Antisäkulare Strömungen wie die „Zivile Koalition 
e. V.“ wollen hingegen den Rechtsstaat ändern, weil 
familiäre Abstammung und Vererbung zu wenig ge-
achtet werde (Inititiative Familien-Schutz 2016).

Nach jahrelangem Zwist um die ideologische Aus-
richtung positioniert sich die AfD inzwischen weit-
gehend völkisch-nationalistisch. Während der Flügel 
der „Erfurter Resolution“ um Björn Höcke diese Ide-
ologie immer offen vertrat, führte der Zusammen-
schluss der AfD mit den europäischen Parteien der 
EU-Fraktion „Europa der Nationen und der Freiheit“ 
(ENF) zu einer Verschiebung im Duktus des Ehe-
paares Frauke Petry und Marcus Pretzell. Bereits 2016 
gab es von Petry zwei Anläufe, den Begriff „völkisch“ 
als normalen Begriff zu verharmlosen (Petry 2016). 
Während des ENF-Treffens in Koblenz warnte Petry 
vor der Invasion von Millionen fremden Männern 
aus zum Teil gewalttätigen Kulturen, vor der „One-
World-Phraseologie“ und der „Völkerdurchmischung“ 
(Petry 2017). Zudem relativierte sie die Shoah mit 
dem Verweis auf deutsche Kriegsgefangene (Troia-
novski 2017).
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